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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Katharina Schulze u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/5935 

Prävention und Deradikalisierung im Umgang mit islamistischen 
Terroristen im Justizvollzug 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 
„Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Hinblick auf den Umgang 
mit Personen, die wegen der Teilnahme oder der Unterstützung an 
islamistischen Terrorakten oder islamistischen, terroristischen Organi-
sationen im bayerischen Justizvollzug inhaftiert sind, Schulungs- und 
Fortbildungsangebote für Justizvollzugsbedienstete im Hinblick auf 
den Umgang mit muslimischen und im Hinblick auf den Umgang mit 
arabisch sprechenden Inhaftierten auszubauen, um es dadurch den 
Bediensteten zu erleichtern, Radikalisierungen zu erkennen und De-
radikalisierung zu unterstützen. Dies ist vor allem darum wichtig, um 
einem zu befürchtenden Generalverdacht gegenüber allen muslimi-
schen Inhaftierten entgegenzuwirken.“ 

 

Berichterstatterin: Katharina Schulze 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag mitbera-
ten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 33. Sit-
zung am 23. April 2015 beraten und e i n s t im m i g  in der in I. 
enthaltenen Fassung Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 68. Sitzung am 20. Mai 2015 mitberaten und 
e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses zugestimmt mit der Maßgabe, dass nach den 
Worten „Die Staatsregierung wird aufgefordert,“ die Worte „im 
Rahmen vorhandener Stellen und Mittel“ eingefügt wird. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 


